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IV. Äußerst sympatisch ist, dass Chowdhury seine moralischen Skrupel über das von ihm ge-
fundene Ergebnis offenlegte. Das ist unter Juristen alles andere als verbreitet. Allerdings ver-
fügt er über ausreichend Argumentationsstärke, um diese Zweifel hinter die Rationalität des 
von ihm für richtig gefundenen strafrechtlichen Ergebnisses zurücktreten zu lassen (S. 257 – 
281). In Abgrenzung zum Strafrecht befürwortet er den Weg verstärkter Aufsicht. 

Die Arbeit ist eine beispielhafte Bestätigung, wie berechtigt die Warnung ist, doch bitte vor 
lauter Bäumen den Wald nicht zu übersehen! Zahlreiche Argumente für ins strafrechtliche 
Visier geratene Verantwortliche von Geldinstituten, von sehr abstrakt bis in Verästelungen 
konkret, verfasst von einem systematisch denkenden, hochintelligenten und dazu erfreuli-
cherweise auch noch skrupulösen Autor: Hätte er doch nur auch noch den Mut aufgebracht, 
eigene Plausibilitätsüberlegungen anzustellen: Papiere, die auf Sand gebaut sind, müssen 
irgendwann ‚platzen‘. Das zu erkennen, braucht man weder ein Jura- noch ein betriebswirt-
schaftliches Studium. Sollte beides dazu führen, einfache Weißheiten zu verkennen, so wäre 
das schlimm, stellte aber keinen Rechtfertigungsgrund dar: weder für die genannten Profes-
sionen noch für die (englisch ausgesprochenen) Banker, die sich nicht als (deutsch ausge-
sprochene) Banker verhielten. Behaupte niemand, er hätte nichts gewusst: Dem Rezensen-
ten wurde seit Aufkommen der verbrieften Subprime – Kredite immer wieder vom Erwerb 
entsprechender Papiere abgeraten, und zwar unter Hinweis auf die schlichte Wahrheit ihrer 
realen Wertlosigkeit! Natürlich könnte man das unter Hinweis darauf abtun, man habe den 
Gewinn selbst machen und nicht mit Kunden teilen wollen: glaubhaft wäre das nicht – nicht 
bei gegebener völlig richtiger Begründung! 
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I.  
Eine Haftungsinanspruchnahme nach § 73 AO droht insbesondere in Krisenzeiten und kann 
insbesondere bei der Umsatzsteuer schnell einen enormen Umfang erreichen. In seiner im 
Sommersemester 2013 von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Uni-
versität des Saarlandes als Dissertation angenommenen Arbeit beantwortet Mathias 
Schmidt die Frage, ob es sich bei der Inanspruchnahme der Organgesellschaft noch um eine 
sachgerechte Besteuerung des Organkreises handelt, differenziert: 

Im Fall einer umsatzsteuerlichen Organschaft sieht er die Inanspruchnahme einer Organge-
sellschaft für die gesamte Umsatzsteuerschuld des Organkreises grundsätzlich als Ausdruck 
der sachgerechten Besteuerung an, ein Übermaß der Haftung sei auf Ermessensebene am 
Maßstab der Durchsetzbarkeit von Regressansprüchen zu vermeiden. Bei der körperschaft- 
und gewerbesteuerlichen Organschaft sieht der Autor eine Haftung nach § 73 AO hingegen 
nicht als Teil einer sachgerechten Besteuerung an. Eine Haftungsinanspruchnahme der Or-
gangesellschaft sei jedoch gerechtfertigt, solange sie sich auf deren Verursachungsbeitrag 
beschränke. 

II.  
Mathias Schmidt hat in der laufenden Diskussion über den Haftungsumfang des § 73 AO ei-
ne vertiefte Auseinandersetzung mit dem Zusammenspiel zwischen materiellen Organ-
schaftsrecht und Haftungsrecht insbesondere unter Berücksichtigung der historischen und 
dogmatischen Grundlagen vermisst. Diese Lücke schließt er mit der vorliegenden Arbeit. 
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Nach einer kurzen Einführung zur steuerlichen Haftung im Allgemeinen und dem Verhältnis 
von Steuer- und Haftungsschuld zueinander (Teil A), bildet die Darstellung der historischen 
Grundlagen der Organschaftshaftung den ersten großen Schwerpunkt der Arbeit (Teil B). 
Für das Gesamtverständnis ist diese gut lesbare Darstellung hilfreich. Besonders die Darstel-
lung der Entwicklung der Kodifizierung der Organschaftsregelungen (Teil C) bildet die 
rechtshistorische und dogmatische Grundlage für die spätere Auseinandersetzung mit dem 
heutigen Haftungsregime. Eindrucksvoll schildert Mathias Schmidt die integrale Funktion 
der Haftungsregelung des § 114 RAO in der damaligen, von dem Gedanken der sog. Ein-
heitstheorie geleiteten Besteuerungssystematik der umsatz- und gewerbesteuerlichen Or-
ganschaft. Dass sich in der Folge die gewerbesteuerliche Organschaft weg von der Einheits-
theorie hin zu der bei der seinerzeit nicht kodifizierten körperschaftsteuerlichen Organ-
schaft vertretenen Zurechnungstheorie entwickelte, die Haftungsregelung des § 114 RAO 
und in der Folge des § 73 AO dennoch gleichermaßen Anwendung fand, mag zunächst er-
staunen. Nachdem noch in diesem Teil der Arbeit die Ansichten der finanzgerichtlichen 
Rechtsprechung und Literatur zu dem angemessenen Haftungsumfang des § 73 AO darge-
stellt werden, begründet der Autor aber überzeugend, dass eine einheitliche Beurteilung 
des Haftungsumfangs nach § 73 AO für alle drei Steuerarten aufgrund der beiden zugrunde-
liegenden Theorien nicht möglich ist. Die weitere Gliederung der Arbeit ist daher zwingend, 
umsatzsteuerliche Organschaft einerseits und gewerbe- und körperschaftsteuerliche Or-
ganschaft andererseits werden getrennt behandelt.  

Zunächst (Teil D) werden die aufgrund der seit Mitte 2013 ergangenen BFH-Rechtsprechung 
leider nicht mehr ganz aktuellen Grundlagen der umsatzsteuerlichen Organschaft darge-
stellt. Die Besteuerung folgt auch heute noch der Einheitstheorie, der Organkreis bildet ein 
einheitliches Unternehmen, nur der Organträger ist Steuerschuldner. Die Haftung der Or-
gangesellschaft kompensiert ihren Wegfall als Steuerschuldnerin und eröffnet den Gesamt-
schuldnerausgleich im Innenverhältnis. Konsequenter im Sinne der Einheitstheorie wäre es 
nach Auffassung des Autors gewesen, die Organgesellschaft als weitere Steuerschuldnerin 
neben dem Organträger anzusehen, wie es bei dem von ihm gerne bemühten Vergleich der 
zusammenveranlagten Ehegatten der Fall ist. In konsequenter Anwendung der Einheits-
theorie stört sich der Autor zunächst nicht daran, dass eine Organgesellschaft für die Um-
satzsteuerschuld des gesamten Organkreises in Anspruch genommen werden können soll. 
Der gesamtschuldnerische Ausgleich im Innenverhältnis mache eine tatbestandliche Reduk-
tion des Haftungsumfangs des § 73 AO im Außenverhältnis entbehrlich. Da gerade in Kri-
senzeiten, in denen dieser Regressanspruch der Organgesellschaft im Innenverhältnis oft 
wirtschaftlich wertlos ist, Minderheitsgesellschafter und Drittgläubiger durch diese gesetzli-
che Verlagerung des Insolvenzrisikos benachteiligt würden, lässt den Autor am Ende jedoch 
für eine Haftungsbeschränkung auf Ermessensebene plädieren. Wenn die fehlende Reali-
sierbarkeit der Regressforderungen der Organgesellschaft dazu führen würde, dass sie über 
ihren eigenen Verursachungsbeitrag hinaus in Anspruch genommen würde, sei die Haf-
tungssumme im Rahmen der Ermessensausübung durch das Finanzamt herab zu setzen. 
Bestehen keine Zweifel an der Durchsetzbarkeit der Regressansprüche im Innenverhältnis, 
bestünden hingegen auch keine Bedenken, eine Organgesellschaft für sämtliche Umsatz-
steuerschulden des Organkreises in Anspruch zu nehmen. 

Während der Autor den § 73 AO aufgrund der Einheitstheorie als stimmigen Bestandteil der 
Besteuerung der umsatzsteuerlichen Organschaft ansieht, arbeitet er anschließend (Teil E) 
überzeugend heraus, dass die Haftungsnorm im System der körperschaft- und gewerbe-
steuerlichen Organschaft einen Fremdkörper darstellt. Die Zurechnung des Einkommens 
der Organgesellschaft zu dem Organträger ist nicht nur fiktiv, sondern wird auf Grundlage 
des Gewinnabführungsvertrags tatsächlich durchgeführt. Dies lässt zunächst die berechtig-
te Frage aufkommen, ob es bei der ertragsteuerlichen Organschaft überhaupt einer Haf-
tungsinanspruchnahme der Organgesellschaft bedarf – die Besteuerung des Organträgers 
entspricht dessen tatsächlicher Leistungsfähigkeit. Die Haftungsinanspruchnahme der Or-
gangesellschaft führt also tatsächlich zu einem Eingriff in deren Vermögenssubstanz. Da 
dem Fiskus aber nicht das konsolidierte Vermögen der Organgesellschaft als „natürliche Si-
cherheit“ zur Verfügung stehe, sei die Haftungsinanspruchnahme gerechtfertigt. Bei der er-
tragsteuerlichen Organschaft darf der Haftungsumfang aber auch nach Auffassung von Ma-
thias Schmidt stets nur die von der Organgesellschaft selbst verursachten Steuerschulden 
umfassen. Leider bleibt der Autor hier eine ausdrückliche Aussage schuldig, ob diese Be-
grenzung des Haftungsumfangs seiner Meinung nach auch nur auf Ermessensebene zu be-
rücksichtigen sei. 
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III.  
Die gut lesbare Arbeit von Mathias Schmidt liefert die von ihm vermisste dogmatisch fun-
dierte Auseinandersetzung mit der Haftungsregelung des § 73 AO. Für die wissenschaftliche 
Auseinandersetzung ist sie eine hilfreiche und fundiert recherchierte Zusammenfassung des 
aktuellen Diskussionstands. Auch für den Praktiker lohnt sich der Blick in die Dissertation, 
wenn in einer Auseinandersetzung mit der Finanzverwaltung die bekannten Argumente für 
eine Begrenzung des Haftungsumfangs mit Substanz untermauert werden sollen oder die 
aus Gründen der Rechtssicherheit wünschenswerte Klärung durch den Bundesfinanzhof 
vorbereitet werden soll.  

 

 

LOStA Folker Bittmann, Dessau-Roßlau 

Rigopoulou, Maria, Grenzen des  
Paternalismus im Strafrecht  

Duncker & Humblot, Berlin 2013, 364 S., 84,90 € 

I. Ob es einem nun aufgrund eigener Dummheit, charakterlicher Schwäche oder sonstiger Exen-
trizität schlecht geht, soll dem Strafrecht grundsätzlich gleichgültig sein. Es ist nicht Aufgabe ei-
nes liberalen Strafrechtssystems, dem Bürger Verhaltensweisen vorzuschreiben, die ihm zu einem 
„besseren“ Leben verhelfen oder ihn zu einem „guten“ Menschen machen. Der liberale Rechts-
staat darf nicht bestimmte Motive und Inhalte privilegieren und andere als unvernünftig verwer-
fen, sondern lediglich die autonome Basis der Ausübung von Handlungsfreiheit sichern: dem 
Einzelnen ist es vorbehalten, seine Vorstellung der Glückseligkeit zu verfolgen (S. 117). Soll Auto-
nomie ein Bollwerk gegen einen eudämonistischen Polizeistaat anbieten, der seine Bürger zu ei-
nem glücklichen Leben zwingen will, dann muß die Autonomie auch das Recht umfassen, sich 
gegen das Vernünftige oder Vorteilhafte zu entscheiden (S. 322). 

Mit der Wucht einer Abrissbirne nach dem Lösen der Ketten – doch zugleich in der Präzision 
des chirurgischen Laserstrahls zerstört Rigopoulous konsequente Logik jedes nicht zu Ende 
gedachte, schiefe oder Scheinargument. Sie schont nichts und niemanden und scheut auch 
nicht davor zurück, erforderlichenfalls ihrem Doktorvater zu widersprechen. Mit ihm und ihr 
haben sich die Richtigen gefunden: der wortgewaltige Prof. Dr. Schünemann und seine ihm 
selbst als Nicht-Muttersprachlerin in ihrer auf Deutsch verfassten Dissertation kaum nach-
stehende Schülerin! Ein Lesegenuss, der an den harten, aber strikt sachorientierten Stil so 
mancher alter Entscheidung des Reichsgerichts erinnert, dem der Leser heutiger Gerichts-
entscheidungen wie aktueller literarischer Veröffentlichungen weitgehend entwöhnt ist. 
Welche Einbuße an Klarheit des Blicks und an Gewinn neuer Erkenntnisse damit verbunden 
ist, führt einem ein Werk vor Augen, das in bewunderswert knapper Sprache vorführt, wie es 
eben auch gehen kann! Genauso der Inhalt: der konsequente Gegenpol zum ach so moder-
nen, aber mit Überwachung und „Entmündigung“ erkauften überfürsorglichen Sozialstaat.  

Rigopoulou hält sich gar nicht erst mit der Entwicklung ihres Standpunktes auf: Man ist au-
tonom oder nicht (S. 42). Sie ist es. Aber wer sagt denn, dass sie deshalb die Denker, welche 
die (rechts-)philosophischen Grundlagen ihrer Einstellung entwickelten oder sich damit vor 
ihr befassten, gering schätzen würde? Sie hat sie verstanden – das genügt (und verstanden 
zu haben lässt sich nicht von jedem behaupten, der Ideengeschichte repetiert). Ihre Disser-
tation ist in 6 Teile aufgegliedert. Der Einleitung (S. 19 – 26) folgt der 1. Teil: Rechtsphilosophi-
sche Grundlagen (S. 27 – 46), dem sich als Teil 2 die Befassung mit Verfassungsrechtlichen 
Grundlagen anschließt (S. 47 – 114). In Teil 3 steht Direkter strafrechtlicher Paternalismus im 
Fokus ihrer Überlegungen (S. 115 – 193), während Teil 4 Typologien des indirekten Paterna-
lismus im Strafrecht gewidmet ist (S. 194 – 315). Der 5. Teil fasst die Ergebnisse in 12 Punkten 
und einem abschließenden Ausblick zusammen (S. 316 – 323). 

II.  

1. Bereits in ihrer Einleitung macht Rigopoulou deutlich, wo und wofür sie steht: Paternalis-
mus sei nur als weicher (und damit in Wirklichkeit nur uneigentlicher, S. 32 f. <eigentlich also 
gar nicht?>) in Ordnung, weil und wenn er die Autonomie des Einzelnen sichert, ihn z.B. als 


